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In der »Millenniumserklärung« aus dem
Jahr 2000 hat die internationale Gemein-

schaft das Prinzip der Solidarität betont,
das angesichts der großen Herausforde-
rungen so zentral ist und das eine uner-
lässliche politische und finanzielle Ver-
pflichtung darstellt. »Die globalen Proble-
me müssen so bewältigt werden, dass die
damit verbundenen Kosten und Belastun-
gen im Einklang mit den grundlegenden
Prinzipien der Billigkeit und sozialen Ge-
rechtigkeit aufgeteilt werden. Diejenigen,
die leiden oder denen die geringsten Vor-
teile entstehen, haben ein Anrecht darauf,
Hilfe von den größten Nutznießern zu er-
halten.«

Im Vorfeld der Konferenz »Rio+20«,
trotz und gerade wegen der Finanzmarkt-
krise, gilt es, diese Verpflichtung zur Soli-
darität erneut in Erinnerung zu rufen.
Welchen »Wellen« globaler Entwicklun-
gen und Herausforderungen sieht sich die
Welt gegenüber, und wie kann ihnen be-
gegnet werden?

Zum einen der fortgesetzten ökonomi-
schen Globalisierung, die bisher in markt-
radikalem »Selbstlauf« gravierende Un-
gleichheiten auch innerhalb der einzelnen
Nationalstaaten bewirkte und die die Herr-
schaft der Finanzökonomie über Indus-
trie-, Schwellen- und Entwicklungsländer
brachte.

Zum zweiten den radikalen Macht-
verschiebungen, die mit dem Aufstieg gro-
ßer Länder wie u.a. Indien und China ver-
bunden sind, die heute bereits mehr als ein
Drittel der Weltbevölkerung ausmachen, in
denen sich bereits eine neue Mittelschicht
herausgebildet hat. In den ländlichen Re-
gionen dieser Länder herrscht aber sehr
häufig noch eine verbreitete Armut, be-
sonders unter den Frauen. In 30 Jahren
werden die Staaten Europas nur noch rund
8 % der Gesamtweltbevölkerung von dann
9 Milliarden Menschen ausmachen.

Zum dritten kann sich der fortset-
zende Klimawandel, wenn es nicht gelingt
drastische CO2-Reduzierungen in den In-
dustrie- und den großen Schwellenländern
durchzusetzen und mehr Klimagerechtig-
keit zu bewirken, in Verbindung mit den
beiden anderen Wellen zu einem dramati-
schen »Tsunami« entwickeln. Schwere öko-
logische, ökonomische und soziale Kon-
flikte und Verteilungskämpfe sowie mög-
licherweise Kriege wären die Folge. Zu
Recht betont deshalb der Wissenschaft-
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liche Beirat für globale Umweltfragen der
Bundesregierung (WBGU) die Notwen-
digkeit einer »großen Transformation«.
Stattdessen erlebt die Welt augenblicklich
eher Regression und kleinteilige national-
staatliche Manöver – und das, obwohl die
Konferenz »Rio +20«, die  jetzt im Juni in
Brasilien stattfindet, eigentlich eine tat-
sächliche und umfassende Weltwirtschafts-
konferenz sein müsste. Deshalb wäre Eu-
ropa,wäre die Europäische Union so wich-
tig: Sie ist – noch immer – der Beleg dafür,
dass wirtschaftlicher Fortschritt mit sozia-
ler Verantwortung und ökologischen Re-
geln verbunden ein »besseres Leben« für
alle mit mehr Gerechtigkeit bedeuten
kann. Fällt dieses »Referenzprojekt« in den
internationalen Beziehungen weg, dann
steht die Frage: Nach welchen »Regeln«
wird sich künftig die Welt entwickeln?
Nach den alten oder neuen marktradikalen
Paradigmen ergänzt um einen chinesi-
schen Staatskapitalismus?

Gefährliche Austeritätspolitik

Ich treffe in meinen internationalen Kon-
takten viele Menschen,die genau diese »Re-
geln« nicht wollen und die deshalb mit ban-
ger Hoffnung auf die europäische Entwick-
lung sehen. Europa, das kann und sollte
die Hoffnung sein, den weltweiten, global
agierenden Kapitalismus, zumal den Fi-
nanzkapitalismus, sozial und ökologisch
zu bändigen und einen Aufbruch in eine
sozial gerechte, kohlenstoffarme und res-
sourceneffiziente Welt zu wagen. Verbun-
den mit den Zielen der Klimagerechtig-
keit, einer »road map« für green economy
und der Achtung und Verankerung des
Menschenrechtes auf soziale Sicherung.
Das würde es ermöglichen, ein Bündnis
zwischen den EU-Mitgliedsstaaten und
den ärmeren Entwicklungsländern, zumal
in Afrika, zu schmieden, die zwar ihre ei-
gene Entwicklung und Bekämpfung der
Armut voranbringen, aber die Ver-

heerungen des weltweiten Klimawandels
zu Recht verhindern wollen. Das sollte
auch bedeuten, dass sich diese Allianz, die
etwas anderes ist als die G 20, verpflichten
sollte, die Millenniumsentwicklungsziele
zu verwirklichen und sie über das Jahr
2015 hinaus um sogenannte »Sustainable
Development Goals«, Nachhaltigkeitsent-
wicklungsziele für Entwicklungs- und In-
dustrieländer zu ergänzen. Dabei muss es
u.a. um Ziele für Energieeffizienz, Ausbau
der Erneuerbaren etc. gehen.

Die augenblickliche Austeritätspolitik,
geprägt durch die falsche Wirtschaftspoli-
tik der Bundesregierung, ist aber das ge-
naue Gegenteil dessen, was die Europä-
ische Union und die Welt brauchen. Die
Austeritätspolitik verschärft die Gefahr
der Rezession. Sie droht erneut eine Krise
vom Norden auf die Länder des Südens
überzuwälzen.

Die internationale Koordination der
Wirtschaftspolitik im Sinne von Wachs-
tum und Beschäftigungssicherung hat im
Jahr 2008/2009 eine Katastrophe verhin-
dert. Der geplante Fiskalpakt in der EU
ohne jedes europäische Wachstumsinstru-
ment würde den Zusammenhalt der Euro-
päischen Union gefährden, zum Schaden
ihrer eigenen ökonomischen und politi-
schen Entwicklung und zum Schaden der
europäischen Position in politischen, so-
zialen und ökologischen Fragen in den
internationalen Beziehungen. Notwendig
ist deshalb aus meiner Sicht ein Umden-
ken in der makroökonomischen Politik
und endlich auch das Ansetzen an den
Ursachen der Finanzmarktkrise, die maß-
geblich für die jetzigen Haushaltskrisen
vieler Länder waren und es noch immer
sind. Das gilt innerhalb der Länder, aber
auch in den internationalen Beziehungen:
Endlich gerechtere Einkommensverhält-
nisse schaffen, gesetzliche Mindestlöhne
verankern und eine Finanztransaktions-
steuer verwirklichen, die den Finanzsektor
endlich an der Finanzierung der Folgen
der Krise beteiligt.
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Dass eine Transaktionssteuer auch
noch nach fast vier Jahren der Finanz-
marktkrise nicht zustande kommt, hängt
mit dem Beharren mancher europäischer
Länder auf dem alten marktradikalen
Denken, aber auch dem Finassieren und
Taktieren der Bundesregierung zusam-
men. Dabei gäbe es doch die technische
und politische Möglichkeit in der engeren
europäischen Zusammenarbeit einer Rei-
he von Ländern, mit einer solchen Finanz-
transaktionssteuer voranzugehen! Diese
sollte immer auch eine »Steuer gegen Ar-
mut« sein. Es ist umso katastrophaler, dass
jetzt laut Mitteilung der OECD zum ersten
Mal seit vielen Jahren die Mittel der In-
dustrieländer für die staatliche Entwick-
lungszusammenarbeit (Official Develop-
ment Assistance, ODA) zurückgegangen
sind: auf 133,5 Milliarden US-Dollar im
Jahr 2011! Angesichts aller Notwendig-
keiten, gerechtere Lebensverhältnisse in
den armen Entwicklungsländern zu schaf-
fen, wäre die Einhaltung des 0,7 %-Ziels
– verglichen etwa mit den Zahlen zur

Stabilisierung von Ländern wie Griechen-
land wirklich kein hoher Betrag. Im Übri-
gen geht es bei der Verwirklichung des
0,7 %-BSP-Ziels für ODA nicht nur um die
Einhaltung von verbindlichen Zusagen
der Industrieländer an die Entwicklungs-
länder. Die Mittel für die Entwicklungs-
zusammenarbeit sind auch wichtig, um die
weltwirtschaftliche Entwicklung voranzu-
bringen und rezessiven Tendenzen ent-
gegenzuwirken. Die Europäische Union
muss die anstehende »Rio +20«-Konfe-
renz zum Anlass nehmen, ein Umdenken
einzuleiten und sich der Notwendigkeit
einer »großen Transformation« bewusst
werden.

Das »High Level Panel on Sustainable
Development«, unter der Leitung von Tarja
Halonen, das vom UN-Generalsekretär
Ban Ki Moon eingesetzt worden war, hat
dazu im Februar 2012 wegweisende Visio-
nen und praktische Handlungsvorschläge
vorgelegt. Sie gilt es aufzugreifen, statt sie
im Vorfeld der Konferenz nach bekanntem
Muster »kleinzuschreddern«. ■
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Das »Weimarer Dreieck«, in dem sich
die europäischen Interessen Polens,

Frankreichs und der deutschen Bundes-
republik verknüpfen sollen, war ein ge-
nialer Einfall des Außenministers Hans-
Dietrich Genscher, der bis dahin eher als
ein Großmeister der taktischen Routine

galt. Die enge Kooperation des »couple
franco-allemand« mit der osteuropäischen
Führungsmacht sollte verhindern, dass
verbohrte Nationalisten links und rechts
des Rheins noch einmal der Versuchung
nachgäben, das eigene Gewicht durch ge-
heime Allianzen im Osten des Kontinentes
auf Kosten des Nachbarn zu mehren. Der
Weimarer Bund sollte aber auch Polen vor
der Lockung bewahren, die deutschen und
französischen Partner gegeneinander aus-
zuspielen (wie es in der »klassischen Diplo-
matie« – in der Regel mehr dümmlich als
schlau – üblich gewesen ist).

Umso trauriger, dass die Auswärtigen
Ämter der beteiligten Staaten Genschers
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